83. Ministerrat

08.03.05

Protokollanmerkungen

BK Dr. Schüssel: „Man ist übereingekommen, die Tagesordnung um die Punkte 13 und 14 zu erweitern.“

Zu Punkt 13 (Bundes-BehindertengleichstellungsG):

BK Dr. SCHÜSSEL: “Auf Wunsch des Bundesministers für Finanzen wird folgendes festgehalten: Das Bundesministerium für Finanzen geht davon aus, dass die zukünftigen Aufwendungen ohne Zusatzanforderungen an den Bundeshaushalt im jeweiligen Ressortbudget bedeckt werden. Die Ergebnisse der noch offenen Vereinbarung mit den Ländern (15a Vereinbarung) werden in das Bundesgesetz (in einer allfälligen Novele) eingearbeitet. Weiters sind die Verhandlungen über die Übergangsfrist in Abstimmung mit dem Bundesministerium für Finanzen zu Finanzen zu führen.

Zusätzlich wird auf Wunsch des Bundesministers für Wirtschaft und Arbeit sowie der Bundesministerin für soziale Sicherheit, Generationen und Konsumentenschutz folgendes festgehalten: Die Bundesministerin für soziale Sicherheit, Generationen und Konsimentenschutz sowie der Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit gehen davon aus, dass bei der noch zu führenden Diskussion über abgestufte Übergangsbestimmungen für Bauwerke, Verkehrsanlagen, Verkehrseinrichtungen und Schienenfahrzeugtypen folgende Punkte zu berücksichtigen sind:

· Nach einer Vorlaufzeit von einem Jahr ab dem Inkrafttreten sollen in Schritten von jeweils drei Kalenderjahren Betragsgrenzen für die Kosten der Beseitigung von Barrieren festgesetzt werden, bis zu deren Höhe das Gesetz schon während der Übergangsfristen Anwendung findet und somit die Zumutbarkeit einer allfälligen Barrierebeseitigung geprüft werden kann. Diese Betragsgrenzen sollen sich auf die Aufwendungen zur Beseitigung von Barrieren eines konkreten Objektes oder einer bestimmten Einrichtung in seiner/ihrer Gesamtheit beziehen, sind weiters pro Dreijahreszeitraum zu verstehen und setzen sich nach dem derzeitigen Diskussionsstand wie folgt zusammen:

Ab 1.1.2007: Aufwände bis 1000 Euro

Ab 1.1.2010: Aufwände bis 3000 Euro

Ab 1.1.2013: Aufwände bis 5000 Euro

· Um die Möglichkeit für Informations- und Sensibilisierungsmaßnahmen zu schaffen, soll eine Vorlaufzeit von einem Jahr ab Inkrafttreten des Gesetzes eingeräumt werden.

· Dabei soll es zu keiner unterschiedlichen Behandlung zwischen Bund un privaten Rechtsträgern kommen.“

Zu Punkt 14 (Gebärdensprache):

BK Dr. SCHÜSSEL: „Auf Wunsch des Bundeskanzleramtes wird festgehalten, dass vor der Aufnahme der Ausschussberatungen die konkreten Auswirkungen auf die verschiedenen Vollzugsbereiche, insbesondere das Unterrichtswesen näher geprüft werden.“

